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Eine Erhebung bestãtigt, dass 
teure Lotterwohnungen 
Sozialhilfefãlle anlocken. Im 
Kampf gegen Mietzinswucher 
hat Zürich erste Erfolge. 
RenéDonzé 

Die seha.bigen · Wohnungen, die 
Hausbesitzer vorab an Sozialhil
feempfãnger vermieten, schaden 
cl,er Stadt Zürich. Dies zeigt eine 
Erhebung des Sozialdeparte
ments in d en drei Liegenschaften 
an der Magnusstrasse und der 
Neufrankengasse. In diesen Hau
sern hat di e Polizei im Herbst Raz
zien durchgeführt. Die Staats
anwaltschaft führt Verfahren we
gen gewerbsmãssigen Wuchers. 
Wie sich n un zeigt, zogen von d en 
163 Bewohnern deren 56 aus an
deren Gemeinden in die Stadt. 
«Rund ein Drittel hatte zuvor also 
keinen stãdtischen 'Wohnsitz», 
sagt Michael Rüegg, Sprecher des 
Sozialdepartements. 

Vermutet hat dies der zustãn
dige Stadtrat Raphael Golta (sp.) 
bereits im Herbst. Es brãchte dar
um nicht viel, den betroffenen 
Mietern einfach bessere Wohnun
gen zu vermitteln, das würde 
bloss weitere Sozialfãlle von Aus
wãrts anziehen, meinte er. Nun 
doppelt Rüegg nach: «Das Pro
blem lãsst sich nicht auf diese 
Weise lõsen.» 

Erfolgversprechend hingegen 
sin d Mãngelverfahren, wie erste 
Téstfiille zeigen. Zwei Sozialhilfe
empfãnger haben mithilfe der 
von der Stadt bezahlten Rechts
anwãltin und Alt-SP-Nationalrã
tin Anita Thanei in erster lnstanz 
recht erhalten. Die Schlichtungs~ 
behõrde hat befunden, die Mie
ten sei en um 60 Prozent zu ho eh, 
solange die Mãngel nicht beho
ben werden. Rüdoorkend für ein 
Jahr müssten der Stadt allein in 
diesen Fiillen 15 000 Franken zu
rlickerstattet werden .. Allerdings 
hat die Gegenseite den Urteils
vorschlag ábgelehnt. Kommt kei ~ 
ne Einigung zustande, müsste d er 
Vermieter ans Gericht gelangen: 
«Wir sind zuversichtlich, dass 
auch das Mietgericht die Miet
zinsreduktion und die Mãngel
behebungspflicht stützen wird», 
sagt Thanei. 

Nun prüfe man dieses Vorge
hen auch in weiteren Fiillen, sagt 
Rüegg: «Das ist ein wirksames 
lnstrument, um di e Wohnverhãlt
nisse von Klienten in Problem
liegenschaften zu verbessern.» 
Insgesamt steht ein Dutzend sol
cher Hãuser im Fokus der Stadt. 

Ein Anwalt hãlt einige Richter 
am Bundesverwaltungs-
gericht für befangen. Er 
fordert deshalb, dass sie in 
d en Ausstand treten. 
Andreas Schmid 

Mehrere Richter am Bundesver
waltungsgericht in SL Gallen will 
der Berner Asyl-Anwalt Gabriel 
Püntener nicht mehr für Verfah-

. ren gegen seine Mandanten zu
lassen. Deshalb hat er Ausst:mrls-

Zur Diskussion steht zudem eine Verkleinerung der Langgymnasien 
Die Zürcher Gymilehrer 
wollen auf Lohn verzichten 
und dafür mehr Ferien. Mit 
diesem Vorschlag steig~n sie 
in die Sparverhandlungen. 
RenéDonzé 

Unbemerkt von d er Õffentlichl<eit 
haben die Gymnasiallehrer des 
Kantons Zürich letzte Woche ei
nen Beschluss gefasst, der noch 
zu reden geben wird: Wenn schon 
in der Bildung gespart werden 
múss, dann son dies so gesche
hen, <<dass sich der Schaden in 
Grenzen hãlt». So sagt es Rolf 
Bosshard, Prãsident des Mittel
schullehrpersonenverbands Zü
rich (MVZ). Der Verband schlãgt 
deshalb vor, dass die Gymnasien. 

· vorübergehend eine Woche mehr 
Ferien machen sollen. Das würde 
die Kosten pro Jahr um mehrere 
Millionen senken. 

Mit diésem Vorschlag gehen 
die Lehrer kommende Woche in 
die Verhandlungen rnit Bildungs
direktorin Silvia Steiner (cvp.). 
Steinerwird den betroffenen Ver
bãnden ihre Sparvorschlãge prã
sentieren uild Alternativen disku
tieren. Insgesamt müssen di e Mit
telschulen gemãss Vorgabe des 

_ Regierungsrates in den nãchsten 
Jahrenjãhrlich 18 Millionen Fran-

wórden, die Richter hãtten Be-
. weise nicht erhoben sowie, be-· 
· wusst.eili Leiturteil.des eigenen 
Gerichtsmissachtet. «Ich akzep
tiere Entscheide gegen mich und · 
meine Mandanten, wenn das Ver
fallren sauber durchgeführt wur
de>?, sagt Püntener. Das gehõre zu 
sein em Beruf al s Anwalt. «Gegen 
Urteile, qie nicht korrekt zustan
de kamen, wehre ich mich aber.» 

Besonders ãrgert Püntener, 
dass das Gerid1tdie Ausstandsbe- · 
Q"Phn::.n hishPT ÍC>'nOTÍPTT h::at 11nn 

ken sparen. Weitere 20 Millionen 
soll die Volksschule und noch
mals 11 Millionen die Berufsbil
dung beitragen. Noch hãlt sich 
Steiner bedeckt, wie si e das errei
chen will. Bis jetzt liess sie ledig
lich durchblicken, dass sie weder 
Klassen vergrõssern no eh Lehrer-. 
lõhne senken wilL , 

D er Vorschlag-des MVZ ist be
merkenswert: Erst vor wenigen 
Wochen hat das Luzerner Kan
tonsparlament eine Woche 
Zwangsferien an Mittelschulen 
und Berufsschulen beschlossen 
und damit einen Sturm der Ent
rijlstung an d en Gymnasien ausge
lõst. Dennoch steht Bosshard hin" 
ter der Idee: «Wir sind zwar 
grundsãtzlich gegen Sparmass
nahmen in der Bildung», sagt er. 
<<Aber wenn schon, dann sollte 
das Sparen mõglichst ohne gros
sen Schaden geschehen.» 

Gleichmãssiger Abbau 
Die Vorteile einer zusatzlichen 
Ferienwoche lagen aus Bosshards 
SiÍ::ht auf d er Han d: Di. e Lehrer er
hielten zwar etwas weniger Lohn, 
dafür einen Gegenwert in Form 
von mehr Ferien. Es gãbe weder 
·pensenabbau noch Entlassungen. 
Der Verlust an Unterrichtszeit 
wãre ni eh t allzu gross un d würde 
gleiéhmãssig verteilt. Studierfã-

UV'U"--rii:ll GattUker 

Der Chef des Staatsselk:l!'etarlats 
für Mlgratlol'll ist über Anwalt 
Gabriel Püntener wege111 elnes 
vertraullchel'll Brlefs erzümt. 

higkeit und Allgemeinbild ung d er 
Maturanden wãren nicht gefãhr
det. Und das Ganze liesse sich 
leicht wieder rüd<gãngig machen. 

Interessanterweise stossen die 
Gymilehrer damit in Bildungs
kreisen auf Verstãndnis. «Gene-. 
rell wãre das zwar eine Bankrott
erklãrung der Bildung», sagt Jürg 
Brühlmann, Leiter d er Pãdagogi ~ 
schen Arbeitsstelle des Lehrer
verbandes Schweiz. Wenn über
haupt, waren Zusatzferien aber 
auf Gymistufe maclibar. Lilo 
Lãtzsch vorri Zürcher Lehrerver
band kann si eh an d er Volksschu
le keine Zusatzferienwciche vor
stellen. «Der Schulerfolg hãngt 
wesentlich von der Zeit ab, die 
man in d er Schule verbringt»,.sagt 
si e. «Am ehesten noch wãre di ese 
Massnah:Íne bei d en Besten mõg
lich, da von ihnen Eigeninitiative 
erwartet werden darf», sagt sie. 
Also an d en Gyrnis. 

Laut Marc Kummer, Chef des 
Mittelschul- und Berufsbildungs
anites, gehõrenZusatzferien zwar 
nicht zu den Massnahmen, die 
vonseii:en d er Bildungsdirektion ·; 
vorgesehlagen werden. Doch sei 
es das Ziel der Gesprãche~ offen 
über alles zu diskutieren. 

Zur Sprache kommen wird da
bei auch der Vorschlag der Bilc 
dungskommission des Kantons-

Asylexperte. Er hat sich auch 
schon mit Mario Gattiker, dem 
Chef des Staa,tsseJ<retariats für 
Migration (SEM), angelegt. Hin
tergrund war die Ausschaffung 
von zwei tamilischen Asylbewer
bern nach Sri Lanka im Sommer 
2013. Die beiden Mãnner wurden 
verhaftet und nach eigenenAnga
ben im Gefãngnis gefoltert. 
· Diese Fãlle hatten dem SEM 

heftige Kritik eingetragen. Pünte
ner wandte sich im letzten Som-
m~P-r in c.Ín.Qm u.o:rtT!lnlil""hcn 'RTlof 

rates. Sie fordert in einer Erldã
rung zum Entwicklungs- und Fi
nanzplan, dass der Anteil der 
Schüler an den Langgymnasien 
reduziert werden soll. Heute 
wãhlen rund 60 Prozent der Ma
turanden d en. Weg übers Lang
. gymnasiúm, n ur no eh 40 Prozent 
gehen zuerst in die Sekundar
schule und dann insKurzgymna~ 
síum. Die Kommission wünsc)lt 

· sich ein Verhãltnis von 50 zu 50, 
wie es früher einmal war. 

Numerus clausus am Gymi . 
«Das ist ein konstruktiver Beitrag 
zur Spardebatte», sagt SP-Fral<
tionschefund Gymilehrer Markus 
Spath. So würde erstens das Bud
get entlastet und zweitens di e Se
kundarschule aufgewertet. Er-. 
reicht werden kõnnte das durch 
eine tiefere Aufnahmeqoute ins 
Langgymnasium. «D ami t kõnnte 
d er Kan to n sicher mehrere Millio
nen im Jahr sparen, ohne das s di e 
Bildungsqualitãt o d er di e Maturi
tatsquote deswegen gesenkt wer
den müsstem>, sagt Spãth. 

Au eh d er MVZ si eh t in einer Re
duktion der Gyrnischülerzahlen 
eine gangbare Sparmassnahme. 
«O b roan das dannNumerus clau
sus, Obergrenze oder Kontingen-· 
te nen1,1en will, interessiert uns 
weniger», sagt RolfBosshard. 

ANZEIGE 

FDP-Prãsid.en.t gib• 
sicb. optimistisch 
Die FDP hat a m Samstag in 
Schwyz dêr Zuvêrsicht das 
Wort geredet. Die FDP sei 
keine Partei, die schwarzmal 
sagte Parteiprasident Philip 
Müller vor den Dele~ierten. 
Bundesprasident Schneider 
Ammannerzahlte von sei ne 
Besuch bei EU·Kommission! 
Prasident Jean·Ciaude Juncl 
a m Freitag. Juncker ha be ih1 
gesagt, dass di e EU grosse 
Probleme ha be. Die Union 
brauche keine weitere Ba u· 
stelle mit der Schweiz. (sda; 

Erfolgreiche Tests 
im Gotthardtunrie 
Die ersten Güterzüge sind 
erfolgreich durch den Gott· 
hardbasistunnel gefahren. 11 
Rahmen des Testbetriebs s1 
den a m Samstag unter andE 
rem zwei Wagen der rollenc 
Autobahn mit l,.astwagen Ul 

der Begleitwagen für Chauf 
feure auf dem Prüfstand. (s1 

Zwei Tote nach 
Lawine im Wallis 
E ine Lawine hat am Samsta! 
nachmittag zwei Skifahrer 
ausserhalb der markierten 
Pisten in denTod gerissen.l 
den Verschütteten i m GebiE 
Tzoumaz/Riddes handelt e:: 
sich !aut Angaben der Walli! 
Polizei um Auslander. Si e sei 
in einer Gruppe von insgesa 
vier Wintersportlern unter
wegs gewesen und hatten e 
Schneebrett von bis zu 300 
Metern selber ausgelõst. (se 

Strafanzeige 
gegen Vize-Chej 

Die sogenannte Zuger Sex-Jl. 
zieht weitere Kreise. Wie 
bekannt wird, hat Kantom 
J olanda Spiess-Hegglin den 
vertretenden ChefredaktoJ 
SVP-nahen «Weltwoche», Pl 
Gut, wegen Ehrverletzungs< 
ten angezeigt. Dies bestãtif 
Zürcher Staatsanwaltschaft 
hatte in einemArtikel im SeJ 
ber unter anderem geschrü 
Spiess-Hegglin habe d en 

· Kantonsrat Markus Hürlir 
«planmãssig falsch beschuii 
sie geschãndet zu haben. Au 
frage wollte sich Spiess-He 
nicht im Detail zu ihrer An 
ãussern. (pho.) 


